
Rote Lehrer aufder schwarzen Liste
VOR SO JAHREN Nach dem Beispiel des
Hamburger Senats plant jetzt auchBre-
mens CDU, Links- und Rechtsradikate
künftig vom Staatsdienstauszuschlielien
und ihnen denZugang zu Beamtenpositio-
‚nen zu verwehren.Vor Journalisten kün-
digte der Fraktionsvorsitzende der Union
in.der Bürgerschaft, Günter Klein, gestern
eine entsprechende Initiative seiner Partei
in Form einer Anfragean den Senatan.
(02.123. Januar 1972)

HINTERGRUND Der Initiative,
der Bremer CDU hätte es wahl
kaum bedurft, um den damals
frisch gewählten SPD-Senat
unter Führung von Bürger-
meister Hans Koschnick zu
Maßnahmen gegen Extremis
tenim Öffentlichen Dienst zu
ermuntern: Nureine Woche spä-
ter, um 28. Januar 1972, beschloss
die Konferenz der Länderchefs unter vor-
sitzvon Bundeskanzler WillyBrandt (SPD)
den sogenannten Radikalenerlass. Bine
Verwaltungsvereinbarung; die darauf ab-
zielte, Verlassungsfeinde dus dem Öffentli-
chenDienst fernzuhalten.
Angehende Staatsdiener mussten sich eine
Überprüfung durch den Verfassungsschutz.
gefallen lassen. Zwischen 1972 und 1991

es - Kunx 72.4.22

gerieten bundesweit 3,5 Millionen Perso,
nen ins Visier der Schlapphüte. Besonders
angehende Lehrer und Hochschullehrer
standenauf der schwarzen Liste. Obwohl
sich der Erlass gleichermaßen gegen Links-
und Rechtsextreme richtete,blieben vor
allem linksgerichtete Berufsanfänger auf
der Strecke. Insgesamt1250 Bewerber wur
denabgelehnt, 260 schon verbeamtete

oder angestellte Stuatsdiener entlas-

Bremen bildete da keine Aus-
nahme: Die beschlossenen
Richtlinien übernahm der
Senatam 2.Februar 1972,
die ‚Regelanfragen“ beim
Verfassungsschutz began-
nen im August 1973.Allein
bis 1975 wurden 15 Bewerber

wegen Zweifel an ihrer Verfas:
sungstreue nicht eingestellt. Am

häufigsten traf es Mitglieder der
Deutschen Kommunistischen Partei

(DKP) und des Kommunistischen Bundes
Westdeutschland (KBW). Bin Paradebei-
spiel ist der Fall der im August 2021 ver-
storbenenHeidi Schelhowe, die als
KBW-Mitglied nach mehrjährigem Rechts-
streit 1981 aus dem Schuldienst entlassen
wurde und später als Konrektorin an der
Universität Bremen arbeitete.

Heftig umstritten warder Radikalenerlass
von Anfang an, Ein Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts vorm Mai 1975 bewog
Koschnick, von der gemeinsamen Linie
abzurlicken. Im Februar 1976.er-
klärte Koschnick im Bundesrat den lixtre-
mistenbeschluss für „obsolet“ schon die
bloße Mitgliedschaft in einer radikalen.
Parteisollte nichtmehr entscheidendsein.
Damit war der Radikalenerlass aber noch
nicht vom Tisch. Gegenüber dem „Spiegel“
betonte Koschnick, ein überzeugter Revo-

Iutionär gehöre nicht in den Öffentli-
chen Dienst.
Ab 1977 wurde derlrlass in Bremen.
dem Verzicht auf die Regelanfrage schritt-
weise aufgeweicht. Ab Pebruar 1983wu-
den nur noch Bewerber für hohe oder si-
cherheitsempfindliche Positionen über-
prüft, Auf rund 70 Personen schätzt maniit
Bremen die Zahl derer, die mit Berufsver-
bot oder anderen Einschränkungen kon-
frontiert wurden. Formal hob Bremen den.
Radikalenerlass erst 2012 auf.

Ahnten Böses: Am
27.Januar1972 pro-,
testierten Gegner
desdrohenden
Radikalenerlasses
vor.dem Hauser
Bürgerschaft.
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